
 
  

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

     
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Newsletter Juni/ Juli 2023  
Ihr Abgeordneter für den Kreis Soest, Hans-Jürgen Thies 

 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Freundinnen und Freunde! 
 
Ist es Unvermögen oder hat es Methode? Es war ja nicht das erste Mal, dass die 
Ampelregierung Sachverständige und das Parlament mit einem Wochenend-
Gesetz überfällt. Wir kennen diesen rüden Umgang schon, zum Beispiel von 
der Gaspreisbremse.   
 
Nun ist es das GEG, das „Heizungsgesetz“, an dem freitags die Tinte der letzten 
Änderungen noch nicht trocken war, als die Sachverständigen montags ihre 
Gutachten schon abgeben sollten. Ein unfertiges Gesetz, das tief und für Jahr-
zehnte in die Rechte und die Taschen der Steuerzahler greift, sollte vom Parla-
ment noch schnell, in weniger als Wochenfrist durchgewunken werden – ohne 
Zeit für Beratung. Warum diese panische Eile? Warum diese Tricks? Die Ampel 
wollte das Gesetz vor der Sommerpause abräumen, damit zu den Landtagswah-
len im Herbst die Sache vergessen ist  - auch wenn dabei die Demokratie zum 
Teufel geht! 
 
Diese Missachtung der Rechte des Bundestags durch die Ampelregierung hat 
das Bundesverfassungsgericht erkannt und dem Eilantrag von Thomas Heil-
mann, CDU, stattgegeben, dass dem Parlament mehr Zeit zur Beratung einge-
räumt werden muss. Wenn die Fraktionsvorsitzende der Grünen, Britta Haßel-
mann, daraufhin beschwichtigt, Deutschlands höchstes Gericht habe ja nicht 
den Inhalt des Gesetzes bemängelt, sondern n u r  das Verfahren, dann erklärt 
sie damit, dass für sie die Missachtung des Bundestages durch die Bundesre-
gierung eine Petitesse ist. Unvermögen? 
 
Doch es setzt sich fort. Diese Woche hat die Ampel zum ersten Mal seit Be-
stehen der Bundesrepublik der Opposition das Recht versagt, einen Untersu-
chungsausschuss einzuberufen. Aus durchsichtigsten Gründen: Es geht um 
den Steuerskandal der Warburg Bank und Hamburgs damaligen Ersten Bür-
germeister Olaf Scholz. Dazu mehr im Bericht des Fraktionsvorsitzenden 
Merz in diesem Newsletter. Entscheiden Sie selbst: Doch Methode? 
 
Vielleicht ist es ganz gut, dass jetzt die parlamentarische Sommerpause be-
ginnt. Sechs Wochen, in denen die Ampel keinen gesetzgeberischen Schaden 
anrichten kann.  
 
In diesem Sinne wünsche ich Ihnen einen glücklichen Sommer. Ansprechen 
können Sie mich auch dieser Tage jederzeit. Den nächsten Newsletter erhal-
ten Sie Ende August.                                   

Ihr 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hans-Jürgen Thies                   

MdB                                                       

hans-juergen.thies 

@bundestag.de 

030 – 227 79 450 

Platz der Republik 1 

11011 Berlin 
www.hans-juergen-thies.de 

        

An dieser Stelle empfehle ich jeden Monat ein Video 
aus dem Bundestag. Heute erlaube ich mir, Ihnen meine 
eigene Rede anzubieten zu unserer Forderung  
 

für ein Verbot der Umweltsünde Einweg-E-Zigarette 
 
Die Ampel der verpassten Chancen hat auch diese ver-
passt. Es wäre ein Leichtes gewesen, dieses Verbot jetzt 
in das Tabakerzeugnisgesetz aufzunehmen.  

https://www.bundestag.de/mediathek?videoid=7555702#url=L21lZGlhdGhla292ZXJsYXk/dmlkZW9pZD03NTU1NzAy&mod=mediathek
https://www.youtube.com/watch?v=Cj4YXEqyAI8
http://www.hans-juergen-thies.de/
http://www.facebook.com/HansJuergenThies
https://www.instagram.com/hans_juergen.thies/
https://www.bundestag.de/mediathek?videoid=7555702#url=L21lZGlhdGhla292ZXJsYXk/dmlkZW9pZD03NTU1NzAy&mod=mediathek


 
  

Die Themen im Juni und Juli 

    
 
 

 

 
 

 
 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 
 
 
 
 

 

 

 
 
 

 

 

 

 

       

Im Wahlkreis  

In Berlin und Brüssel 

 Mit der AG Ernährung und Landwirtschaft in Brüssel 

 Deutschlands Nationale Notreserven  

 Digitales Fachgespräch Wolf 

 Besuche aus dem Kreis Soest 

Mittelständler zum PKM-Sommertreffen 

Stippvisite: Selin Günaydin 

Stefanie Bauerdick, INI-Berufskolleg 

 

Im Wahlkreis, Münster und Fulda 

 Digitalpakt Schule - Besuch im Gymnasium Schloss 

Overhagen  

 Bundesjägertag –Brauchen wir ein schärferes Waf-

fengesetz? 

 Deutscher Bauerntag 2023 in Münster 

 IED – Informationsveranstaltung mit MdEP Dr. Peter 

Liese 

 

 

 
  

 

Bericht des Fraktionsvorsitzenden Friedrich Merz  

 Kernbotschaften der Plenarwoche 

 

Initiativen der CDU/CSU Fraktion Juni 2023   
z.B. 

 Fortbestand des deutschen Weinbaus schützen 

 Banken und Sparkassen vor Ort schützen  

 Mit steuerlichen Maßnahmen Wärmewende beschleu-

nigen 

 Bestandsregulierung der Saatkrähe ermöglichen – Be-

lastung für Anwohner verringern 

 

 

Bürgersprechstunde im August 2023 

Kommen Sie vorbei, Ich freue mich auf Sie! 

 

Impressum     

 

 

 



 
  

Im Wahlkreis 
 
Besuch im Gymnasium Schloss Overhagen (GSO) 
Vorreiter im Digitalen Lernen 
 

 
 
 

 
 

 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                    Mit Jörg Blöming und Achaz von der Schulenburg 

 

Im Februar schrieb mich der Vorsitzende des Schulvereins des Gymnasiums Schloss Over-

hagen, Achaz von der Schulenburg, an. Zugesagte Gelder aus dem Digitalpakt Schule wa-

ren vom Bund nicht an die auszahlende Bezirksregierung ausgereicht worden und der Ver-

ein saß seit Monaten auf den Kosten für Anschaffungen an IT Geräten und Software. 

 

Das Problem konnte ich tatsächlich in Zweitagesfrist lösen und nahm gern die Einladung 

zu einem Besuch an, um mir die digitale Bildungsinfrastruktur am Gymnasium Schloss 

Overhagen zeigen zu lassen. Mit dabei MdL Jörg Blöming, der selbst Schüler an dieser 

Schule gewesen ist. 

 

Vorreiter im digitalen Lernen  

Das Gymnasium Schloss Overhagen ist in unserer Region bekannt als Vorreiter im Bereich 

des digitalen Lernens und hat bereits frühzeitig in eine digitale Bildungsinfrastruktur in-

vestiert. Diese ist dank vieler motivierter Lehrerinnen und Lehrer und Förderer an der 

Schule implementiert und zeichnet das Gymnasium kreisweit als Vorreiter im digitalen 

Lernen aus. Hierdurch war es u.a. möglich, schon zu Beginn der Corona-Epidemie im Jahre 



 
  

2020 Lernverluste zu vermeiden und schnell ganz auf das digitale Lernen umzuschal-

ten.  Dies wurde durch die Mittel aus dem Digitalpakt Schule unterstützt. 

 

Gemeinsam mit Jörg Blöming konnte ich mir selbst ein Bild davon machen, was dank des 

Engagements der Eltern, Ehemaliger oder auch von Sponsoren hier geschaffen wurde, um 

den Schülerinnen und Schülern das Lernen im Sinne der Gründer mit dem Leitspruch zu 

ermöglichen: GEMEINSAM  LEBEN  LERNEN  ! 

 

DigitalPakt Schule 

Insgesamt stellt der Bund im Rahmen des DigitalPakts Schule im Zeitraum 2019 bis 2024 

Finanzhilfen in Höhe von fünf Milliarden Euro zur Verfügung. Die Mittel werden nach 

dem Königsteiner Schlüssel auf die Länder verteilt.  

                   zurück zur Übersicht 

 

                                                                                                                                 

 

Bundesjägertag des Deutschen Jagdverbandes 
Brauchen wir ein schärferes Waffengesetz? 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Kein Regelungs-, sondern Vollzugsdefizit 

Wir brauchen kein schärferes Waffengesetz, denn Deutschland hat bereits eines der 

strengsten Waffengesetze weltweit. Wir haben kein Regelungs-, sondern ein 

Vollzugsdefizit. Deshalb müssen die Waffenbeghörden besser personell ausgestattet sein.  

 

Problem sind Besitzer illegaler Schusswaffen 

Das Problem für die innere Sicherheit sind nicht die gesetzestreuen Legalwaffenbesitzer 

zB. Jäger, Sportschützen etc. Das Problem sind die Besitzer illegaler Schusswaffen. Davon 

sind in Deutschland mehrere Millionen im Umlauf. Natürlich gehören Schusswaffen nicht 



 
  

in die Hände von Extremisten oder von psychisch kranken Menschen. Bei hinreichenden 

Anhaltspunkten müssen die Behörden hier sehr genau hinschauen. Zwei Millionen Jäger 

und Sportschützen insoweit unter Generalverdacht zu stellen, ist allerdings völlig 

inakzeptabel.  

 

Bezeichnend ist, dass sich Vertreter von SPD und FDP leider nicht an der 

zweieinhalbstündigen Diskussion auf dem diesjährigen Bundesjägertag in Fulda beteiligt 

haben. CDU und CSU sind die einzigen Parteien, die sich bundesweit zu 100% für die 

Interessen der Jägerschaft einsetzen. 

 

Neuer Vorsitzender des DJV – Helmut Dammann-Tamke 

Als jagdpolitischer Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion habe ich dem 

neugewählten Vorstand des Deutschen Jagdverbandes die herzlichen Glückwünsche 

meiner Fraktion übermittelt. Mit Helmut Dammann-Tamke hat der DJV einen engagierten 

Kämpfer für die Interessen der Jagd und des ländlichen Raumes zum Präsidenten gewählt. 

Ich feue mich auf die enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit mit ihm und dem 

gesamten Präsidium. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zurück zur Übersicht 

 

 

 

 

 



 
  

Deutscher Bauerntag 2023 in Münster 
„Perspektiven schaffen – Zukunft bauen“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Foto DBV 

 

Perspektiven schaffen – Zukunft bauen“ lautete das Motto des diesjährigen Deutschen 

Bauerntages, der wieder einmal in unserer westfälischen Heimat in Münster stattfand. Am 

Begegnungsabend des Westfälisch-Lippischen Landwirtschaftsverbands (WLV) auf Gut 

Havichhorst habe ich viele bekannte Vertreter des landwirtschaftlichen Berufsstandes und 

befreundeter Verbände getroffen, darunter auch zahlreiche Landwirtinnen und Landwirte 

aus dem Kreis Soest. Besonders gefreut habe ich mich über die aufschlussreichen 

Gespräche mit den Vertretern der Landjugend und des Landfrauenverbandes. 

 

Völlig zutreffend führte Bauernpräsident Joachim Ruckwied in seiner Begrüßung 

Folgendes aus: „Landwirtschaft in Deutschland ist systemrelevant und muss arbeitsfähig 

bleiben. Basis dafür ist eine gut gestaltete Agrarpolitik, welche  Zukunftsperpektiven für 

die Landwirtschaft und insbesondere die Tierhaltung aufzeigt. Dem Erhalt und Schutz 

landwirtschaftlicher Flächen kommt dabei eine große Bedeutung zu.“ 

 

Bundeslandwirtschaftsminister Cem Özdemir vermochte mit seiner Rede die rund 1.000 

Delegierten in der Halle Münsterland nicht zu überzeugen. Mit seinen Ausführungen 

verstärkte er vielmehr die Skepsis der anwesenden Bäuerinnen und Bauern an der 

aktuellen Agrarpolitik der Ampelregierung. 

 



 
  

Ganz anders war dagegen der Auftritt unseres NRW-Ministerpräsidenten Hendrik Wüst. 

Mit seiner Rede traf er genau die Gemütslage der Landwirte und erntete dafür mehrfach 

deren tosenden Beifall. Seine Botschaft war klar: Die unionsgeführte NRW-

Landesregierung steht eng an der Seite der heimischen Landwirtschaft - und zwar trotz 

einer Koalition mit den Grünen! 

 

Verschärfung der Industrie-Emissions-Richtlinie (IED) in der 

Kritik 
MdEP Dr. Peter Liese und ich diskutierten mit Industrie- und landwirtschaftli-

chen Betrieben aus Südwestfalen im Spenner Forum 

 

 
 

 

Die Verschärfung der IED wird auch Unternehmen im Kreis Soest betreffen und belasten 

Industriebetriebe und auch Tierhalter in der gesamten Region machen sich Sorgen wegen 

eines Vorschlags von Kommissionsvizepräsident Frans Timmermans. Die Auflagen für 

Tierhalter und für viele Industriebetriebe sollen nach Ansicht von Timmermans deutlich 

verschärft werden. Um die Herausforderung und mögliche Lösungen zu diskutieren, haben 

der heimische CDU-Bundestagsabgeordnete Hans-Jürgen Thies und der Europaabgeord-

nete Dr. Peter Liese (umweltpolitischer Sprecher der größten Fraktion im Europäischen 

Parlament (EVP-Christdemokraten)) Unternehmen aus ganz Südwestfalen zur Diskussion 

ins Spenner Forum in Erwitte eingeladen. 

 

CDU/CSU Bundestagfraktion und EVP-Fraktion EU-Parlament äußern scharfe Kritik 

Die CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag und die EVP-Fraktion im Europäischen 

Parlament äußern ernsthafte Bedenken in Bezug auf den Kommissionsvorschlag. Der Vor-

schlag von Timmermans würde, falls er angenommen wird, erhebliche Auswirkungen auf 

zahlreiche Betriebe in unserer Region haben. Landwirtschaftliche Betriebe und viele Be-

reiche der Industrie würden mit einem erheblichen finanziellen und bürokratischen Auf-

wand konfrontiert. Für manche Betriebe könnte das sogar das Aus bedeuten. Diese enor-

men Zusatzbelastungen stehen in keinem sinnvollen Verhältnis zu dem Mehr an Umwelt-

schutz, das die Novellierung bringen soll. Statt diese Mittel für den dringend benötigten 

Transformationsprozess zur Erreichung der Klimaneutralität oder für die Verbesserung des 



 
  

Tierwohls in der Landwirtschaft einzusetzen, müssten sie in die Umsetzung der IED-Ver-

schärfung investiert werden. 

 

Diskussion (hybrid) mit 40 Unternehmern im Spenner Forum, Erwitte 

Bei der Veranstaltung, zu der Dr. Dirk Spenner, geschäftsführender Gesellschafter Spenner 

Zement in das Thema einführte, wurde eine Plattform für einen konstruktiven Dialog ge-

boten und es gab für die Teilnehmenden die Möglichkeit, die Herausforderungen der In-

dustrieemissionsrichtlinie zu diskutieren und Lösungsansätze zu erarbeiten.  

 

„Es ist von entscheidender Bedeutung, dass wir die Auswirkungen dieser Verschärfungen 

auf die regionalen Betriebe diskutieren und ihre Interessen angemessen vertreten“, betonte 

Hans-Jürgen Thies, der heimische CDU-Bundestagsabgeordnete. „Wir werden uns weiter-

hin dafür einsetzen, dass die Vorschriften der Industrieemissionsrichtlinie realistisch und 

praktikabel sind, um eine nachhaltige Entwicklung der Betriebe zu gewährleisten“, so 

Thies.  

 

Dr. Peter Liese und seiner christdemokratischen Fraktion ist es gelungen, im Umweltaus-

schuss des Europäischen Parlaments schon deutliche Verbesserungen zu erreichen. „Viele 

der Vorschläge wurden so umgeschrieben, dass Industrievertreter jetzt sagen, dass sie 

handhabbar sind. Es bleiben jedoch zwei Herausforderungen. An einigen Stellen, zum Bei-

spiel beim Bereich Landwirtschaft, bringt der Vorschlag immer noch drastische Verschär-

fungen. Deswegen wollen die Christdemokraten bei der Abstimmung am 11. Juli weitere 

Änderungsanträge einreichen, um zu einer sachgerechten Lösung zu kommen. Zum zwei-

ten besteht die Gefahr, dass Sozialdemokraten, Grüne und Linke mit Teilen der Liberalen 

die pragmatischen Lösungen in der Plenarabstimmung wieder durch ideologisch begrün-

dete Vorgaben ersetzen. Es geht jetzt also wirklich um die Wurst. Ich bin zuversichtlich, 

dass wir mit vereinten Kräften einen pragmatischen Weg finden.“ 

 

Die Veranstaltung hat deutlich gemacht, dass weitere Erleichterungen und Kompromisse 

für die betroffenen Betriebe erforderlich sind, um ihre Wettbewerbsfähigkeit und ihre Zu-

kunftsfähigkeit zu erhalten. Die Politik muss sicherstellen, dass die Belange der Unterneh-

men angemessen berücksichtigt werden und die Umstellung auf umweltfreundlichere 

Praktiken unterstützt wird.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hans-Jürgen Thies, Dr. Peter Liese, Dr. Dirk Spenner, Jonas Bickschlag (Büro F. Merz)   Zurück zur Übersicht 



 
  

In Berlin und Brüssel 

Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 

Klausurtagung in Brüssel 

Mit der AG Ernährung & Landwirtschaft bei EU-Kommission und 

Parlament 

 

 

 

 

 

 

 

Zweitägige Klausurtagung der AG Ernährung und Landwirtschaft in Brüssel 

Gemeinsam mit den Kolleginnen und Kollegen der AG Umwelt haben wir gestern und 

heute insgesamt sieben Gesprächstermine mit Vertretern der EU-Kommission und mit 

zahlreichen Kollegen aus der EVP- Fraktion, u.a. Manfred Weber, Peter Liese, Norbert Lins, 

Marlene Mortler und Markus Pieper, wahrgenommen.  

 

Gesprächsthemen waren u.a. GAP, ASP, NRL, SUR, IED, Kohlenstoffzertifizierung,  

Eco-Schemes, Wolf. Der regelmäßige Austausch mit den Europaabgeordneten ist für unsere 

Arbeit im Bundestag extrem wichtig, damit wir in Berlin rechtzeitig „gegensteuern“ kön-

nen, wenn in Brüssel verbindliche Rechtsnormen geplant sind, die die Menschen in Eu-

ropa unverhältnismäßig belasten. 

 

 

 

 

 

 

 

 
Treffen der Delegationen 
des Umwelt- und Land-
wirtschaftsausschusses 
mit Manfred Weber im 
EU-Parlament 
 

Zurück zur Übersicht 

 

 

 
Zurück zur Übersicht 

 



 
  

Deutschlands Notfallreserven 
Besuch eines Getreidelagers der Bundesrepublik Deutschland 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 

Hier auf Lager: 10.000 Tonnen Brotweizen für die nationale Notfallreserve 

Das ist beruhigend zu wissen: Überall in Deutschland unterhält der Bund sog. Bundesre-

servelager mit zigtausend Tonnen Brotgetreide (Weizen und Roggen) und Hafer. Diese 

staatlichen Notreserven sollen kurzfristig Engpässe in der Lebensmittelversorgung über-

brücken – je nach Lebensmittelart für einige Tage bis zu Wochen. 

 

Zuständig ist die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE). Sie organisiert 

den Einkauf der Krisenvorräte. Ihr obliegt es auch, die Warenwälzung nachzuhalten und 

den Zustand der Lager auf Sauberkeit, bauliche Instandhaltung usw. zu kontrollieren. In 

ein Getreidelage z.B. dürfen Mäuse, Ratten, Vögel, darf kein Käfer, kein Wurm Zugang ha-

ben. Temperatur, Feuchtigkeit – alles muss stimmen. 

 

Die Lagerhalle, die ich besuchen durfte, war in einwandfreiem Zustand. Unter mir liegen 

4 Meter Weizen – da bleibt man besser auf dem Steg! 

 

 

 

 
 
 
 
 
 



 
  

Digitales Fachgespräch zum Wolf  

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion diskutierte mit Experten und Be-

troffenen  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Über 200 Teilnehmer 

Aus ganz Deutschland hatten sich über 200 Interessierte zugeschaltet. Betroffene vor Ort 

zu Wort kommen zu lassen und ihre Fragen und Erfahrungen Experten vorzulegen, das 

war das Ziel dieses digitalen Fachgesprächs. Parallel zu dem Gespräch ergab sich ein re-

ger Austausch im Chat.  

Der Wolf ist in Deutschland keine gefährdete Art 

Dieser Aussage stimmte sogar der Vertreter vom Naturschutzbund Deutschland (NABU), 

Konstantin Kreiser, zu.  Er räumte auch ein, dass die Weidetierhaltung durch den Wolf in 

Gefahr sei. Nur an der Schlussfolgerung daraus scheiden sich die Geister. Der NABU 

ebenso wie meine Bundestagskollegen von den Grünen wollen an dem totalen Schutzsta-

tus des Wolfes nichts ändern, dafür aber den Herdenschutz verstärken, also das „Wettrüs-

ten“ zwischen immer höheren und festeren Zäunen gegen die immer höhere Sprungfertig-

keit der Wölfe. Das Rezept der Grünen ist und bleibt die Verdrahtung der Landschaft, ohne 

Ansehen des Verlustes an Biodiversität, ohne Ansehen der Wildtiere, die in den Zäunen 

elendig hängen bleiben, ohne Ansehen der Totgeburten bei Weidetieren, die durch den 

Wolf in eine Panik getrieben werden, ohne Ansehen sogar, dass trotz Schutzzäunen und 

Schutzhunden die Risse zunehmen. 

 

 

 



 
  

„Die Population des Wolfes muss in unserer Kulturlandschaft gemanagt werden wie bei 

jeder anderen Wildtierart auch.“ 

Dieser Aussage des Präsidenten des Deutschen Jagdverbands, Helmut Damman-Tamke, 

stimmte Dr. Norman Stier vom Institut für Forstbotanik und Forstzoologie an der Techni-

schen Universität Dresden zu. Er skizzierte, wie ein Wolfsbestandsmanagement aussehen 

könne: Rudel von Problemwölfen sollten bejagt werden, auch um eine Weitergabe des auf-

fälligen Verhaltens an Jungtiere zu vermeiden. Dagegen sollten Rudel, von denen keine 

Gefahr auf Weidetiere ausgehe, nicht bejagt werden.  

Das eine von dem anderen zu unterscheiden, ist bei der Wolfsdichte, die wir inzwischen 

in Deutschland regional erreicht haben, für die betrauten Jagdausübungsberechtigten si-

cher eine hohe Herausforderung geworden. 

 

Ziel: Regional differenziertes Bestandsmanagement 

Die gebotene Handlungsoption wurde auch bei diesem Fachgespräch wieder deutlich:  

 Günstigen Erhaltungszustand des Wolfes für Deutschland feststellen 

 Status an die EU-Kommission in Brüssel melden 

 Herabsenkung des Schutzstatus des Wolfes von Anhang IV in Anhang V der FFH-
Richtlinie erwirken 

 Den Wolf in das Jagdrecht aufnehmen und Schonzeiten einrichten. 

 

Bundesumweltministerin Steffi Lemke gerät unter Druck, schiebt die Schuld auf den 

„Problemwolf“ 

 

Bei der exponentiell steigenden Zahl an Wolfsangriffen auf Weidetiere sinkt die Akzeptanz 

für ein Zusammenleben mit dem Wolf nicht nur bei den Weidetierhaltern, sondern auch 

bei der Bevölkerung. Dazu musste sich nun auch Steffi Lemke verhalten. Sie macht es sich 

leicht und fordert eine verstärkte Entnahme von Problemwölfen, die gem. § 45a Bundesna-

turschutzgesetz auch heute schon möglich ist.  

…und nimmt die Theorie für die Praxis 

Wie so oft, nehmen die Grünen die Theorie für die Praxis. Denn die Theorie des § 45a 

Bundesnaturschutzgesetz stellt darauf ab, dass ein Problemwolf leicht zu identifizieren 

und zu entnehmen wäre. Diese Zeiten sind vorbei. In Deutschlands offener Kulturland-

schaft  geht es dem Wolf inzwischen so gut, dass beispielsweise die Norddeutsche Tief-

ebene zu den Regionen mit der höchsten Wolfsdichte weltweit gehört. In Niedersachsen 

sei es aufgrund der hohen Wolfsdichte schwierig, das Rudel eines Problemwolfs bei der 

Jagd zu identifizieren, führte Damman-Tamke vom DJV aus. Für eine Abschussgenehmi-



 
  

gung muss eine eindeutige, also genetische Zuordnung gewährleistet sein. Sobald meh-

rere Rudel in einer Region unterwegs sind, ist diese eindeutige Identifizierung nicht mehr 

möglich, so dass häufig gar keine Abschussgenehmigungen durch die Behörden erteilt 

werden. 

Immerhin: Steter Tropfen höhlt den Stein. Nach der FDP sehen wir nun sogar bei Bun-

desumweltministerin Lemke ein Nachdenken.                                      Zurück zur Übersicht 

 

Besuche aus dem Kreis Soest 

o Mittelständler aus Erwitte, Ense und Lippstadt zum PKM-

Sommertreffen 
Einmal im Jahr lädt der Parlamentskreis Mittelstand (PKM) zu Debatte und 

Sommerfest 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

In diesem Jahr konnte ich die Vertreter von drei Unternehmen aus dem Kreis Soest in Berlin be-

grüßen, die mich im vergangenen Jahr zu verschiedenen Themen kontaktiert hatten: 

Stefanie Lönne von Lönne Umweltdienste GmbH in Lippstadt, Rüdiger Lohoff (re) von Maschinen 

Schäffer Maschinenfabrik in Erwitte und Ansgar Schonlau (li) von Maag GmbH in Ense. Wir hat-

ten ein umfangreiches Programm vorbereitet mit einem Gespräch mit Friedrich Merz, einer aus-

führlichen Führung durch die Bundestagsgebäude, einem wirtschafts- und finanzpolitischen Ge-

sprächsrunde mit MdB Dr. Mathias Middelberg, stellv. Vorsitzender für die Bereiche Haushalt und 

Finanzen, MdB Julia Klöckner, Wirtschaftspolitische Sprecherin, und MdB Gitta Connemann, Vor-

sitzende der Mittelstands- und Wirtschaftsunion (MIT).  



 
  

Herzstück des Besuchs ist das PKM Sommerfest, zu dem wir, die Mitglieder des PKM, einladen. 

Dieser Abend ist gedacht, mittelständische Unternehmen aus allen Regionen Deutschlands, Wirt-

schaftspolitiker und Präsidium der CDU/CSU-Bundestagsfraktion und Fachverbände zusammen-

zubringen. Hier kann jeder jeden ansprechen. Auch gestern ergaben sich wieder neue Verbindun-

gen, neue Ideen, bestes mittelständisches Netzwerken.  

Ich freue mich, dass meine Gäste den Weg auf sich genommen haben, und hoffe sehr, dass sie den 

Besuch als lohnenswert verbuchen.      

                                                                 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zurück zur Übersicht 

 

o Stippvisite von Selin Günaydin 
Stadträtin in Werl, Lehramtsstudentin, Stipendiatin der Deutschlandstiftung 

 
 

     Dafür muss immer Zeit sein: Stippvisiten aus dem heimischen Kreis 

 



 
  

Letzte Woche war es Selin Günaydin, die plötzlich vor der Tür stand. Als Stipendiatin der 

Deutschlandstiftung war sie für ein Stipendiatentreffen in Berlin. Eine plötzliche Pro-

grammlücke nutzte sie, um in meinem Büro anzuklopfen.    

 

Viele von Ihnen kennen Selin. Sie war Vorsitzende der JU Werl, heute sitzt sie im Stadtrat. 

Außerdem gehört sie dem Landesfachausschuss ‚Vielfalt und Integration‘ der CDU NRW 

an. An der Ruhr Universität Bochum studiert Selin Germanistik und Geschichte auf Lehr-

amt. Selbstverständlich engagiert sie sich dort im RCDS. Das hat alles so viel Schwung 

nach vorn – man kann ihre späteren Schüler nur beneiden! 

 

Vielen Dank, liebe Selin Günaydin, für diesen erfrischenden Zwischenstopp in meinem 

Büro Unter den Linden 71. 

 

PS: Selins nächster Stopp war übrigens: Abendessen im Kanzleramt! 

 

Zurück zur Übersicht 

  

o Stefanie Bauerdick – Lehrerin am Ini-Berufskolleg  
Ein Gegenbesuch  

 

 

 

 

 

 

 

 

Besuche gehen in beide Richtungen: 

Vor einem Jahr besuchte ich das INI-Berufskolleg in Lippstadt anlässlich der Auszeichnung 

des Kollegs zur Verbraucherschule GOLD. Inzwischen haben sich die INI-Schülerprojekte 

ein internationales Renommee erworben. Im Mai gewannen sie gleich zwei Preise: Von der 

UNESCO die „Nationale Auszeichnung - Bildung für nachhaltige Entwicklung“ und im 



 
  

bundesweiten Schulwettbewerb des BMEL „Echt kuh’l!“ machten sie den 2. Platz und er-

hielten die Trophäe „Kuh-le Kuh“ in Silber. Über diese tolle Entwicklung hielt mich die 

Koordinatorin dieser Projekte und Lehrerin am INI, Stefanie Bauerdick, auf dem Laufen-

den.  

Nun nahm sie Ihren Ausflug nach Berlin zum Anlass, mir einen Gegenbesuch abzustatten. 

Dabei erläuterte sie mir an Hand eines Posters, das die Schüler selbst gestaltet hatten, was 

die 17 Themenfelder der Verbraucherbildung sind, die eine Verbraucherschule abdecken 

muss. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zurück zur Übersicht 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
  

 

 

Bericht des Fraktionsvorsitzenden                                             
____________________________________ 

 

I  Kernbotschaften der Plenarwoche im Juli 

Aktuelle Stunde: „Standort Deutschland in Gefahr: endlich Wachstum stärken und 

Preissteigerung wirksam bekämpfen“ 

Deutschland befindet sich in der Rezession. Die Wirtschaftsleistung ist in den letzten beiden 

Quartalen zurückgegangen. Die Indikatoren für die weitere Entwicklung sind ebenfalls nega-

tiv: Das Ifo-Geschäftsklima ist gesunken auf den niedrigsten Stand seit November 2022. Im 

ersten Halbjahr 2023 ist die Zahl der Unternehmensinsolvenzen stark gestiegen. Die Kon-

junkturprognosen erwarten für das Jahr 2023 eine sinkende Wirtschaftsleistung. Auch im in-

ternationalen Vergleich fällt Deutschland zurück. In allen vergleichbaren Staaten ist die wirt-

schaftliche Entwicklung – zum Teil deutlich – besser. 

Die Politik der Ampel-Regierung gefährdet den Wohlstand der Volkswirtschaft und der Bür-

gerinnen und Bürger. Die steigende Zahl der Insolvenzen, die nachlassende Investitionstätig-

keit in den Standort Deutschland und die hohe Inflation zeigen: Es braucht jetzt eine Wirt-

schaftspolitik, die nah am Menschen und nicht nah an einer politischen Ideologie ist. Aber 

ein beachtlicher Teil der Bundesregierung will „Wachstum“ gar nicht mehr. „Degrowth“ ist 

vor allem bei den Grünen nun eine vermeintlich erfolgversprechende Maßnahme zum Klima-

schutz. So kann Deutschland weder seinen Wohlstand erhalten noch die Klimaziele errei-

chen. CDU und CSU haben im Gegensatz zur Ampel einen konkreten Plan: Mit unserer Agenda 

für Deutschland zeigen wir auf, wie jetzt Wachstum geschaffen und Wohlstand erhalten wer-

den kann. 

Den NATO-Gipfel in Vilnius zum historischen Wendepunkt für europäische Sicherheit 

und transatlantische Lastenteilung machen. 

Am 11./12. Juli 2023 findet der NATO-Gipfel in Vilnius (Litauen) statt. Mit dem Angriffskrieg 

gegen die Ukraine hat Russland die europäische Sicherheitsarchitektur aufgekündigt und ek-

latant gegen das Völkerrecht verstoßen. In Vilnius stehen neben der formellen Aufnahme 

Finnlands in die NATO vor allem die Diskussionen über weitere militärische Unterstützung 

für die Ukraine, mögliche Sicherheitsgarantien und eine ukrainische NATO-Beitrittsperspek-

tive auf der Tagesordnung.  

Die Bundesregierung muss den NATO-Gipfel in Vilnius nutzen, um ein starkes Signal der Zu-

verlässigkeit an unsere Alliierten und Partner zu senden. Nach Blockade bei der Ukraine-Un-

terstützung und schrumpfendem Verteidigungshaushalt muss Vilnius nun für die Bundesre-

gierung die Trendwende markieren. Konkret bedeutet dies ein unmissverständliches Be-

kenntnis zum 2%-Ziel als Untergrenze der Verteidigungsausgaben, und zwar jenseits des Son-

dervermögens. Außerdem muss die Westbindung der Ukraine institutionalisiert werden. 

Dies bedeutet die Ausarbeitung von Sicherheitsgarantien und die Einbindung in eine europä-

ische Sicherheitsinfrastruktur, um mittelfristig einen NATO-Beitritt zu ermöglichen.  

https://assets.ctfassets.net/nwwnl7ifahow/j4Ds29NxdI6z35hKNdRwO/d30d0b26a38af8c08a078851ca84cc82/UnsereAgendafuerDeutschland.pdf
https://assets.ctfassets.net/nwwnl7ifahow/j4Ds29NxdI6z35hKNdRwO/d30d0b26a38af8c08a078851ca84cc82/UnsereAgendafuerDeutschland.pdf
https://www.facebook.com/hansjuergenthies
https://www.cdu.de/
https://hans-juergen-thies.de/


 
  

Verweigerung der Einsetzung des Untersuchungsausschusses Scholz/Warburg. 

Mit Antrag vom 19. April 2023 haben wir im Deutschen Bundestag die Einsetzung des 2. Un-

tersuchungsausschusses der 20. Wahlperiode zum Steuerskandal Scholz-Warburg gefordert. 

Hintergrund: Das Agieren der Freien und Hansestadt Hamburg unter der Verantwortung des 

damaligen Ersten Bürgermeisters, späteren Bundesfinanzministers und jetzigen Bundes-

kanzlers Olaf Scholz in der Steueraffäre um die M.M.Warburg & CO Bank wirft schwerwie-

gende Fragen und Widersprüche auf. In einer Sondersitzung des Geschäftsordnungsaus-

schusses am 4. Juli 2023 hat die Ampel-Koalition unseren Antrag auf Einsetzung des Unter-

suchungsausschusses schließlich abgelehnt. 

Die Verweigerungshaltung der Ampel-Koalition ist ein einmaliger Vorgang in der parlamen-

tarischen Demokratie der Bundesrepublik Deutschland. Die Ampel mit ihrer Mehrheit ver-

weigert einer Minderheit ihr grundgesetzlich verankertes Recht. Erstmals entscheidet die 

Mehrheit der Abgeordneten im Deutschen Bundestages gegen die Rechte der parlamentari-

schen Minderheit von mehr als einem Viertel der Mitglieder des Deutschen Bundestages. Da-

mit wird ein grundgesetzlich verankertes parlamentarisches Minderheitenrecht von der Am-

pel-Koalition mit den Füßen getreten. Sollte die erwartete endgültige Ablehnung erfolgen, 

werden wir weitere Schritte – inklusive einer Klage beim Bundesverfassungsgericht – unter-

nehmen. 

Friedrich Merz, Fraktionsvorsitzender CDU/CSU         

                                                                                                        Zurück zur Übersicht 

 

 

II  Juni 2023 im Parlament 

______________________________________ 

 

1. Initiativen unserer CDU/CSU-Fraktion 

Gesetz zur Einstufung Georgiens und der Republik Moldau als sichere Herkunftsstaaten. 

Im Jahr 2022 wurden in Deutschland 244.132 Asylanträge gestellt. Allein in den ersten drei 

Monaten dieses Jahres kamen weitere 87.777 Asylanträge hinzu. Darunter sind immer noch 

viele Asylanträge, die von vornherein sehr geringe Erfolgsaussichten haben. Diese Anträge 

sollten daher zügiger bearbeitet und entschieden werden. Nationales und europäisches 

Recht (Artikel 16a Absatz 3 Grundgesetz; Artikel 36, 37 und Anhang I der EU-Richtlinie 

2013/32/EU) bieten hierzu eine Möglichkeit: Die Einstufung von Staaten als sichere Her-

kunftsstaaten. Der Deutsche Bundestag beschloss bereits am 18. Januar 2019 ein Gesetz zur 

Einstufung Georgiens, Algeriens, Marokkos und Tunesiens als sichere Herkunftsstaaten 

(BT-Drs. 19/5314). Dieses Gesetz wird aber bis heute von den Grünen im Bundesrat blo-

ckiert. Mit unserem Entwurf, den wir in erster Lesung debattieren, werden Georgien und 

die Republik Moldau als sichere Herkunftsstaaten eingestuft. Dadurch können Asylverfah-

ren von Staatsangehörigen dieser Staaten nach § 29a des Asylgesetzes zügiger bearbeitet 

und – im Falle einer negativen Entscheidung über den Asylantrag – der Aufenthalt in 



 
  

Deutschland schneller beendet werden. Deutschland wird dadurch als Zielland für Perso-

nen, die Asylanträge aus nicht asylrelevanten Motiven stellen, weniger attraktiv. Der Indi-

vidualanspruch auf Einzelfallprüfung bleibt dadurch unberührt.  

Wir beraten abschließend unseren Antrag Energiehilfen nicht mit massivem bürokrati-

schem Aufwand belasten. Darin fordern wir: Die bereits gezahlten und noch zu zahlenden 

Energiehilfen sollen nicht mit massivem bürokratischem Aufwand besteuert werden. 

Hierzu fordern wir die Bundesregierung auf, auf die Besteuerung der Energiepreispau-

schale 2022 rückwirkend zu verzichten und weitere steuerliche Vereinfachungen in die 

Wege zu leiten. Zusammen mit unserem Antrag beraten wir den Entwurf der Bundesregie-

rung für ein Gesetz zur Änderung des Erdgas-Wärme-Preisbremsengesetzes, zur Ände-

rung des Strompreisbremsegesetzes sowie zur Änderung weiterer energiewirtschaftlicher 

und sozialrechtlicher Gesetze in abschließender zweiter und dritter Lesung. 

In dieser Woche beraten wir abschließend unseren Antrag Stillstand überwinden – Nach-

haltiges Wachstum für mehr Wohlstand und Arbeitsplätze stärken. Darin fordern wir: Es 

braucht ein wirtschaftspolitisches Gesamtkonzept, um aktuellen Herausforderungen – 

hohe Energiepreise, zu viel Bürokratie, zu langsamen Planungs- und Genehmigungsverfah-

ren, hohe Steuern und Sozialabgaben sowie den erheblichen Mangel an Fach- und Arbeits-

kräften – zu meistern und Deutschland wieder wettbewerbsfähig zu machen. Der starke 

Fokus des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) auf Klima- und 

Energiefragen greift hier zu kurz. Auch der Inflationsdruck ließe sich reduzieren, wenn die 

Regierung ihren bislang eingeschlagenen Kurs wenig zielgenauer finanzieller Entlastungen 

aufgibt und die Unternehmen und Bürger mit besseren Rahmenbedingungen wirkungsvoll 

entlastet. Die deutsche Wirtschaft befindet sich am Scheideweg. Jetzt droht eine „Stagfla-

tion“. Erst die Krisenjahre, dann eine langanhaltende Wachstumsschwäche bei hoher In-

flation, das könnte dem Wirtschaftsstandort Deutschland schwer zusetzen. Wichtig ist 

jetzt, das Arbeitskräfteangebot und die Produktivität zu stärken. Es muss wieder um Bil-

dung, Investitionen und Innovationen gehen – für mehr Wachstum, Wohlstand und mög-

lichst viele gut bezahlte Arbeitsplätze. 

Gemeinsam mit den Koalitionsfraktionen beraten wir in dieser Woche unseren Antrag für 

die Errichtung eines Mahnmals für die im Nationalsozialismus verfolgten und ermordeten 

Zeugen Jehovas abschließend. Der Antrag fordert die Bundesregierung auf, sich für ein 

Denkmal für die im Nationalsozialismus verfolgten und ermordeten Zeugen Jehovas im 

Berliner Tiergarten einzusetzen und über die Verfolgung dieser Opfergruppe zu informie-

ren. Die Initiative greift das Anliegen auf, die Zeugen Jehovas als bislang „vergessene Op-

fergruppe" in der Erinnerungs- und Gedenkkultur angemessen zu berücksichtigen. Die 

Zeugen Jehovas waren eine der ersten Gruppen, die von den Nationalsozialisten noch 1933 

verboten und systematisch verfolgt wurden. Es handelt sich um die größte Gruppe von 

Kriegsdienstverweigerern im Nationalsozialismus. Etwa 14.000 Zeugen Jehovas erlitten di-

rekte Verfolgung, zumeist durch Haft, über 4.000 waren in Konzentrationslagern inhaftiert. 

Sie wurden dort mit einem eigenen Kennzeichen, dem „lila Winkel", stigmatisiert. 

Terroranschläge verhindern – Zum Schutz unserer Bevölkerung entschiedener gegen po-

tenzielle Terroristen vorgehen. Die Innere Sicherheit in Deutschland und Europa wird in 

besonderem Maße auch durch den islamistischen Terrorismus bedroht. Gerade das Jahr 



 
  

2020 mit den tödlichen Anschlägen in Paris, Dresden, Nizza und Wien hat uns vor Augen 

geführt, dass die Gefährdung durch den islamistischen Terrorismus unvermindert fortbe-

steht. Auch nach Angaben der Bundesinnenministerin steht Deutschland weiterhin im un-

mittelbaren Zielspektrum islamistischer Terrororganisationen. Den Schutz der Bevölke-

rung dürfen wir deshalb nicht dem Zufall überlassen. Mit unserem Antrag fordern wir die 

Bundesregierung deshalb auf, zur Verhinderung terroristischer Straftaten alle erforderli-

chen Maßnahmen zu treffen. Dazu gehört insbesondere, den vom Europäischen Gerichts-

hof im Urteil vom am 22. September 2022 eröffneten Rahmen zur Einführung einer Spei-

cherpflicht für IP-Adressen endlich zu nutzen. Zudem braucht der Verfassungsschutz die 

Befugnis zur Online-Durchsuchung. Daneben müssen die Sicherheitsbehörden auch po-

tenzielle Terroristen, sogenannte Gefährder, verstärkt in den Blick nehmen. 

Wir bringen unseren Antrag Den Fortbestand des Deutschen Weinbaus schützen – Pflan-

zenschutzmittelreduktion und Weinbau in Deutschland zukunftssicher vereinbaren zur 

ersten Debatte ein. Derzeit finden auf EU-Ebene die Verhandlungen zur Maßnahmenver-

ordnung „Sustainable Use Regulation“ (SUR) statt. Dabei geht es um die Verwendung von 

chemischen Pflanzenschutzmitteln in der Landwirtschaft. Wir sprechen uns gegen ein To-

talverbot von zugelassenen chemischen Pflanzenschutzmitteln in bestimmten sensiblen 

Gebieten aus. Zudem treten wir für eine bürokratiearme Umsetzung der SUR in der Praxis 

ein, damit zusätzliche Dokumentationspflichten und Risiken im Datenschutz vermieden 

werden. Dies betrifft insbesondere die Winzerinnen und Winzer in Deutschland. Vor dem 

Hintergrund der erwartbaren weitreichenden Folgen des SUR-Verordnungsentwurfs für 

den deutschen Weinbau ist uns wichtig, dass die berechtigten Interessen des Weinbaus bei 

der weiteren Ausgestaltung des SUR-Verordnungsentwurfs angemessene Berücksichtigung 

finden.                              zurück 

In erster Beratung debattieren wir zudem unseren Antrag Pläne der Bundesregierung zur 

Reform des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes. Das Wissenschaftszeitvertragsgesetzes re-

gelt die Befristungsmöglichkeiten für Arbeitsverhältnisse in Wissenschaft und Forschung. 

Wir haben die Bundesregierung über die letzten Monate bei der angekündigten Novellie-

rung des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes mit verschiedenen parlamentarischen Anfra-

gen, u.a. einer Großen Anfrage, unter Druck gesetzt. Die Antworten der Bundesregierung 

sind stets sehr knapp und unzureichend ausgefallen – zumeist mit Verweis auf laufende 

Gespräche. Die Regierungskoalition hat kürzlich ein Eckpunktepapier zur Reform des Wis-

senschaftszeitvertragsgesetz vorgestellt, das auf erhebliche Kritik im deutschen Wissen-

schaftssystem gestoßen ist. Im Fokus der Kritik stand die Senkung der Höchstbefristungs-

grenze auf drei Jahren in der Postdoc-Phase. Am 6. Juni hat die Bundesforschungsministe-

rin dann den Referentenentwurf zum Wissenschaftszeitvertragsgesetz vorgestellt. Über die-

sen Entwurf streitet die Koalition weiterhin. Das weitere regierungsinterne Verfahren ist 

unklar. Mit unserem Antrag fordern wir: Die Zeit der Planungsunsicherheit in Wissen-

schaft und Forschung muss beendet werden. Wir wollen über das Wissenschaftszeitver-

tragsgesetz hinaus eine Mittelbaustrategie formen, die zu mehr Verlässlichkeit und Plan-

barkeit führt. Gleichzeitig wollen wir Anreize für eine Modernisierung und Professionali-

sierung der Strukturen setzen. Damit einhergehen muss auch die Verankerung klarer Stan-

dards der Personalentwicklung und -begleitung an Hochschulen und außeruniversitären 

Forschungseinrichtungen. 



 
  

Pflicht zur Stilllegung von 4 Prozent der Agrarflächen ab 2024 dauerhaft aussetzen. Die 

EU-Regelung „GLÖZ 8“ sieht eine Verpflichtung zur Stilllegung von vier Prozent der 

Ackerfläche – mit dem Ziel des Erhalts und der Steigerung der Biodiversitätsleistungen – 

vor. Diese Fläche fehlt dann allerdings für die Lebensmittelproduktion, obwohl die Ernäh-

rungslage weltweit infolge des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine weiterhin 

schwierig ist. Mit unserem Antrag fordern wir die Bundesregierung deshalb auf, sich in 

Brüssel für die Aussetzung der Stilllegung von 4 Prozent der Agrarflächen (GLÖZ 8) im 

Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) über das laufende Jahr 2023 hinaus einzu-

setzen. Die EU-Kommission den EU-Mitgliedsstaaten bereits einmalig für das Jahr 2023 die 

Möglichkeit eröffnet, im Rahmen der EU-Agrarförderung Umweltauflagen für den Acker-

bau zu lockern und damit zur Steigerung der Nahrungsmittelproduktion beizutragen. Da-

mit können etwa 600.000 bis eine Million Tonnen Getreide zusätzlich produziert werden. 

Da es keine internationale Lageänderung gibt, ist es nur folgerichtig, dass auch im kom-

menden Jahr die Pflicht zur Stilllegung von vier Prozent der Ackerflächen europaweit aus-

gesetzt wird. Diese Forderung hatte zuletzt auch die FDP öffentlich erhoben. 

Politische und wirtschaftliche Beziehungen zu Lateinamerika stärken – Assoziierungsab-

kommen zwischen der Europäischen Union und den Mercosur-Staaten in Kraft setzen. 

Die EU und die vier Mercosur-Staaten Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uruguay ha-

ben vor über 20 Jahren die Verhandlungen über ein gemeinsames Assoziierungsabkommen 

aufgenommen. Im Juni 2019 wurde eine politische Einigung über den Handelsteil des Ab-

kommens erzielt. Mit dem Abkommen würde mit über 700 Millionen Einwohnern eine der 

größten Freihandelszonen der Welt entstehen. Mit unserem Antrag fordern wir die Bun-

desregierung auf, sich mit Nachdruck für eine schnelle Ratifikation des EU-Mercosur-As-

soziierungsabkommens einzusetzen. Ein solches Abkommen ermöglicht eine stärkere 

Diversifizierung und somit weniger Abhängigkeit von einzelnen Staaten. 

Banken und Sparkassen vor Ort schützen. Die Europäische Kommission hat am 18. April 

2023 ihre Vorschläge zur Reform der Einlagensicherung und Bankenabwicklung in Europa 

vorgelegt. Wir sehen diese Vorschläge kritisch: Denn der Entwurf würde die nationalen 

Einlagensicherungssysteme schwächen. Die Initiative ist zudem darauf angelegt, eine eu-

ropäische Einlagensicherung über Umwege herbeizuführen. Mit unserem Antrag fordern 

wir die Bundesregierung daher auf, sich öffentlich und geschlossen für den Erhalt der In-

stitutssicherungssysteme der Sparkassen und Genossenschaftsbanken einzusetzen. Die 

Bundesregierung muss darüber hinaus sicherstellen, dass die Vorschläge der Europäischen 

Kommission derart abgeändert werden, dass sie die nationalen Einlagensicherungssysteme 

nicht schwächen und eine europäische Vergemeinschaftung der Einlagensicherungssys-

teme abzulehnen.         Zurück zur Übersicht 

Finanzierung der Forschungsverbünde zur DDR-Forschung sicherstellen – Kommunis-

mus-Forschung stärken – Vermittlungsarbeit zur Willkür in der DDR verstärken. Die uni-

onsgeführte Bundesregierung hat in der vergangenen Legislaturperiode mit der „Richtlinie 

zur Förderung von Forschungsvorhaben auf dem Gebiet der DDR-Forschung im Rahmen-

programm Geistes-, Kultur- und Sozialwissenschaften“ die wissenschaftliche Auseinan-

dersetzung mit der DDR und dem SED-Unrecht vorangetrieben. Unser Ziel ist, eine stärkere 

Verankerung der nur schwach entwickelten DDR-Forschung in der deutschen Hochschul- 

und Forschungslandschaft zu etablieren. Insbesondere für die Ausbildung zukünftiger 



 
  

Lehrerinnen und Lehrer – und damit für die Vermittlung dieser Themen in den Schulen – 

sind Kenntnisse über das SED-Unrecht von großer Bedeutung. Leider geht die Bundesre-

gierung einen anderen Weg: Statt die Förderung der DDR-Forschung fortzuführen oder gar 

auszuweiten, hat die Bundesregierung im Haushalt 2023 eine deutliche Kürzung der For-

schungsförderung vorgenommen. Mit unserem Antrag fordern wir die Bundesregierung 

deshalb auf, die in der ersten Förderrunde bereitgestellten Mittel für die „Forschungsver-

bünde SED-Unrecht“ auch in der zweiten Förderrunde in mindestens gleicher Höhe zur 

Verfügung zu stellen und die Ergebnisse einer breiten Öffentlichkeit zugänglich zu ma-

chen. 

Deutschland braucht eine Nationale Sicherheitsstrategie. Nach langer Verzögerung und 

fast unendlichem internen Streit wird die Bundesregierung am Mittwoch die erste Natio-

nale Sicherheitsstrategie für Deutschland im Kabinett beschließen. Anschließend werden 

wir im Deutschen Bundestag darüber debattieren und unseren darauf bezogenen Antrag 

abschließend beraten. Zwar begrüßen wir grundsätzlich die Verabschiedung der Nationa-

len Sicherheitsstrategie. Schwächen zeigten sich jedoch im Erstellungsprozess, bei der Ein-

bindung von Bundestag und Bundesländern, sowie bei den wenig ambitionierten institu-

tionellen Anpassungen. Wie es besser ginge, haben wir in unserem Antrag dargelegt: Mu-

tiger, inklusiver, durchdachter, strategischer. 

Im Gebäudesektor ist eine deutliche Steigerung der energetischen Sanierungen notwendig. 

Nur so können wir die Klimaziele erreichen. Mit unserem Antrag Mit steuerlichen Maß-

nahmen Wärmewende beschleunigen – den wir in dieser Woche abschließend beraten – 

zeigen wir die zahlreichen Hürden im Steuerrecht auf, die der Erreichung dieses Ziels ent-

gegenstehen. Das – sowie zahlreiche weitere Punkte – wollen wir ändern, indem wir ins-

besondere folgende Maßnahmen fordern: Vermieter neu zu bauender Gebäude sollen eine 

Sonderabschreibung geltend machen können. Für Vermieter bestehender Gebäude wollen 

wir die anschaffungsnahen Herstellungskosten reformieren. Selbstnutzern neu zu bauen-

der Gebäude wollen wir einen Sonderausgabenabzug ermöglichen, für Selbstnutzer beste-

hender Gebäude die energetische Sanierung überarbeiten. Wohnungseigentümergemein-

schaften sollen unter die Stromeigenversorgung des EEG gefasst werden und für alle Steu-

erpflichtigen brauchen wir steuerliche Erleichterungen bei Photovoltaik-Anlagen.  Zurück 

zur Übersicht 

70. Jahrestag DDR-Volksaufstand am 17. Juni 1953 – Gedenken an Opfer von Widerstand 

und Opposition – Würdigung von Freiheitsbewegungen. Mit unserem Antrag würdigen 

wir den DDR-Volksaufstand am 17. Juni 1953 nicht nur als historisches Ereignis in der 

DDR, sondern ebenso in der Geschichte Deutschlands und Europas. Am 17. Juni wurde die 

Hoffnung auf Freiheit in einem vereinten Deutschland durch sowjetisches Militär gewalt-

sam niedergeschlagen. Zugleich bildet dieser Tag den Auftakt zu einem wachsenden Wi-

derstand gegen die kommunistischen Diktaturen in Mittel- und Osteuropa. Der Widerstand 

am 17. Juni steht auch für den Widerstand während der 40-jährigen SED-Diktatur und ihre 

vielen Opfer. Diese Freiheitsbewegung verdient einen dauerhaften Platz in der gesamtdeut-

schen und europäischen Erinnerungskultur. Mit unserem Antrag fordern wir die Bundes-

regierung deshalb auf, öffentlich die Widerstands- und Oppositionsbewegung in der DDR 

zu würdigen und ihrer Opfer zu gedenken. Die Umsetzung des Mahnmals für die Opfer 

von Kommunismus und des "Forums für Opposition und Widerstand 1949-1990" muss 



 
  

endlich vorangetrieben werden. Den im Koalitionsvertrag zugesagten bundesweiten Härte-

fallfonds für SED-Opfer muss die Bundesregierung endlich einrichten und die Aufarbei-

tung der kommunistischen Diktatur in der DDR, Mittel- und Osteuropa stärken. 

In dieser Woche befassen wir uns abschließend mit unserem Antrag Kommunen bei der 

Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbewerbern unterstützen – Für eine bauliche 

Stärkung der sozialen Infrastruktur durch praxistaugliche Vereinfachungsfristen im Bau-

gesetzbuch. Deutschland hat im Jahr 2022 über 1 Million Menschen aufgenommen, die aus 

der Ukraine vor dem russischen Angriffskrieg geflohen sind. Mehr als ein Drittel darunter 

waren Kinder und Jugendliche. Wenngleich die Solidarität allerorten groß ist, kommen 

Kommunen und staatliche Institutionen mittlerweile an die Grenzen der Kapazitäten für 

Unterbringung und soziale Infrastruktur. Um den schnellen Bau von Unterkünften zu er-

möglichen, sind § 246 Baugesetzbuch bestimmte Sonderregelungen für den Bau von Un-

terkünften für Asylantragsteller festgelegt. Mit unserem Antrag fordern wir: Wir müssen 

jetzt die Verlängerung der Regelungen in § 246 BauGB beschließen, um Planungssicherheit 

für die Kommunen zu schaffen. Außerdem müssen die Sonderregelungen auch für den Bau 

von Kitas, Schulen und Obdachlosenheimen ausgeweitet werden, um zügigen Ausbau der 

überlasteten sozialen Infrastruktur zu ermöglichen. Damit verbunden debattieren wir den 

Entwurf der Bundesregierung für ein Gesetz zur Stärkung der Digitalisierung im Bauleit-

planverfahren und zur Änderung weiterer Vorschriften.  Mit dem eigentlichen GE will 

die Bundesregierung in Umsetzung des Koalitionsvertrages die Verwaltungs-, Planungs- 

und Genehmigungsverfahren deutlich beschleunigen, um private und staatliche Investiti-

onen schneller umsetzen zu können. Zwar begrüßen wir diesen Gesetzentwurf grundsätz-

lich.  Er bleibt jedoch in allen Belangen hinter den Erwartungen zurück. Von den Regelun-

gen zur Stärkung der Digitalisierung im Bauleitplanverfahren ist – wenn überhaupt – nur 

eine geringe Verfahrensbeschleunigung zu erwarten. 

Schwanger- und Mutterschaft für Gründerinnen und Selbständige erleichtern. Wir wollen 

mit verbesserten Rahmenbedingungen für Gründerinnen und Selbstständige dafür zu sor-

gen, dass diese Mutterschaft und Unternehmertum besser unter einen Hut bekommen. Mo-

mentan können Schwanger- und Mutterschaft zur existenziellen Bedrohung für Selbststän-

dige werden – gerade in der Gründungsphase. Dies stellt nicht nur ein persönliches bzw. 

betriebliches Problem dar. Auch für den Wirtschaftsstandort Deutschland geht viel Poten-

zial verloren. Deutschland braucht Gründungen und Selbstständigkeit von Frauen. Mit un-

serem Antrag fordern wir die Bundesregierung auf, einen Gesetzentwurf vorzulegen, der 

insbesondere Anpassungen in Höhe und Umfang des Mutterschaftsgeldes der gesetzlichen 

Krankenversicherung vorsieht. Außerdem fordern wir Möglichkeiten einer Erweiterung 

der Krankentagegeldversicherung in der PKV einschließlich einer verpflichtenden Aufklä-

rung für Gründerinnen und Selbständige. Wir wollen außerdem die Lebensrealität von 

Selbstständigen beim Elterngeld besser in den Blick nehmen, indem bei Zahlungseingän-

gen während des Elterngeldbezuges auf den Zeitpunkt der erbrachten Leistungen abgestellt 

wird.  

Gesetz zu dem Beschluss (EU, Euratom) 2018/944 des Rates der Europäischen Union vom 

13. Juli 2018 zur Änderung des dem Beschluss 76/787/EGKS, EWG, Euratom des Rates 

vom 20. September 1976 beigefügten Akts zur Einführung allgemeiner unmittelbarer 

Wahlen der Mitglieder des Europäischen Parlaments. Der Direktwahlakt ist die rechtliche 



 
  

Grundlage für die Wahlen zum Europäischen Parlament in allen Mitgliedsstaaten. Auf EU-

Ebene wurde zuletzt 2018 eine Änderung des Direktwahlakts beschlossen (DWA 2018). 

Diese verpflichtet die Mitgliedsstaaten, eine Sperrklausel von mind. 2% (bis max. 5%) bei 

den nationalen Wahlen zum Europäischen Parlament einzuführen. Deutschland hat diese 

Änderungen bisher noch nicht ratifiziert (Spanien und Zypern auch noch nicht). Wir un-

terstützen die Ratifizierung des Direktwahlakts. Der Ampel-Gesetzentwurf entspricht im 

Wesentlichen dem Gesetzentwurf unserer Fraktion vom 18. Oktober 2022 (BT-Drucksache 

20/4045).  

Wiederaufbau der Ukraine fördern – Gewährleistungsrahmen des Bundes nutzen. Der 

russische Angriffskrieg gegen die Ukraine hat auch die Wirtschaft des Landes schwer ge-

troffen. Dies betrifft auch die Landwirtschaft der Ukraine, die oftmals als die Kornkammer 

Europas bezeichnet wird und die auch für die Versorgung vieler Menschen im Globalen 

Süden von enormer Bedeutung ist. Bereits heute sollten wir die Landwirtschaft in der Uk-

raine dabei unterstützen, die Folgen des Krieges zu überwinden. Mit unserem Antrag for-

dern wir, dass Deutschland hierbei eine führende Rolle übernimmt. Der Antrag zeigt auf, 

wie privatwirtschaftliche Investitionen mit Fokus auf den Agrarsektor in der Ukraine mit 

Unterstützung des Bundes gefördert werden können: Durch die Öffnung des Gewährleis-

tungsrahmens des Bundes für Geschäfte der Deutsche Investitions- und Entwicklungsge-

sellschaft (DEG). Die DEG, die sich als Tochter der KfW-Entwicklungsbank in staatlicher 

Hand befindet, kann bei der Schaffung des Rahmens für die notwendigen Investitionen in 

die Wirtschaft der Ukraine einerseits unterstützen. Mit unserem Antrag zeigen wir auf, wie 

wir den Wiederaufbau der Ukraine und damit gleichzeitig die weltweite Lebensmittelver-

sorgung unterstützen können. 

Mit einer engagierten Politik die EU-Perspektive für die Staaten des westlichen Balkans 

erneuern. Die Beitrittsprozesse der sechs Westbalkanstaaten sind aus verschiedenen Grün-

den zum Erliegen gekommen. Diese Situation können wir uns im Hinblick auf das russi-

sche und chinesische Interesse in der Region nicht leisten. Europa darf den Westbalkan 

nicht verlieren. Wir fordern von der Bundesregierung deswegen, dass die EU-Beitrittsper-

spektive für alle sechs Staaten des westlichen Balkans alsbald unzweideutig, glaubhaft und 

mit greifbaren Fortschritten untermauert wird und dass zwischenzeitlich geeignete Zwi-

schenschritte der engeren Anbindung an die EU vereinbart werden. Dafür schlagen wir das 

Instrument einer assoziierten Mitgliedschaft vor. Die Bundesregierung muss insgesamt ein-

fallsreicher, konsequenter und strategischer auf dem Westbalkan vorgehen. Diese Forde-

rung untermauern wir mit einer Vielzahl konkreter Vorschläge für eine angemessenere 

Westbalkan-Politik. 

Mobilität im ÖPNV und SPNV für alle gestalten – Barrierefreiheit sichern. Die Bundesre-

gierung hat auch nach fast zwei Jahren im Amt noch keine messbaren Fortschritte bei Bar-

rierefreiheit im Nahverkehr erzielt. Und das, obwohl sich die Ampelkoalition im Koaliti-

onsvertrag vorgenommen hat, ein Bundesprogramm Barrierefreiheit aufzulegen. Zwar hat 

die Bundesregierung mit der „Bundesinitiative Barrierefreiheit – Deutschland wird barrie-

refrei“ eine Grundlage für die Weiterentwicklung der Barrierefreiheit auch im Mobilitäts-

sektor geschaffen. Die Maßnahmen im von der Bundesregierung vorgelegten Eckpunktepa-

pier sind ohne konkrete Umsetzungsperspektive formuliert. Mit unserem Antrag formulie-



 
  

ren wir deshalb 20 Forderungen mit dem Ziel, die Barrierefreiheit im öffentlichen Perso-

nenverkehr zu verbessern: Für die stufenfreie Erreichbarkeit von Verkehrsmitteln, taktile 

Leitstreifen für sehbehinderte Menschen im Fußbodenbelag, Induktionsschleifen für hör-

behinderte Menschen und Informationen in Leichter Sprache. Barrierefreiheit darf nicht 

nur auf Menschen mit körperlichen Beeinträchtigungen, sondern auch auf Menschen mit 

Sinnesbeeinträchtigungen und Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen ausgerichtet 

werden. Dafür braucht es mehr Anstrengungen von öffentlichen und privaten Anbietern.  

Stellungnahme des Deutschen Bundestages nach Artikel 23 Absatz 3 des Grundgesetzes 

zu den Verhandlungen über einen Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Par-

laments und des Rates über die Wiederherstellung der Natur. Am 23. Juni 2022 hat die 

Kommission die Verordnung zur Wiederherstellung der Natur vorgelegt. Bis 2030 sollen 

Maßnahmen in mindestens 20 Prozent der Land- und Meeresschutzgebiete und bis 2050 

in allen Ökosystemen, in denen dies erforderlich ist, ergriffen werden. Die Mitgliedstaaten 

haben nationale Wiederherstellungspläne zu erstellen, in denen die erforderlichen Maß-

nahmen beschrieben werden. Darüber hinaus soll es in Städten, Kleinstädten und Vororten 

bis 2030 gegenüber 2021 keinen Nettoverlust von städtischen Grünflächen und Baumbe-

deckung geben. Mit unserem Vorschlag für eine Stellungnahme des Deutschen Bundesta-

ges dringen wir darauf, die EU-Ziele zur Wiederherstellung der Natur praxistauglich zu 

gestalten. In unserem Antrag fordern wir die Bundesregierung auf, sich angesichts der aus 

dem russischen Angriffskrieg resultierenden Krisen für einen zeitlichen Aufschub der Ver-

ordnung einzusetzen. Zudem verlangen wir, dass eine „nachhaltige Nutzung der Gebiets-

flächen“ weiterhin möglich ist. Ziele wie der Ausbau der Infrastruktur, die Klimaanpas-

sung, die Ernährungssicherung und die Bereitstellung von Wohn- und Gewerbeflächen 

müssen weiterhin erfüllbar sein. Wir haben den Antrag wurde in enger Abstimmung mit 

den Abgeordneten der EVP-Fraktion in Europäischen Parlament erarbeitet. Die EVP hat 

sich vor Kurzem insgesamt für eine Zurückweisung des Verordnungsentwurfs ausgespro-

chen.                                                                                                                                                Zurück 

zur Übersicht 

Schutzstatus der Saatkrähe reduzieren Die CDU/CSU-Fraktion setzt sich für die Bestands-

regulierung von Saatkrähen ein. In einem Antrag fordern wir die Bundesregierung auf, für 

eine Herabstufung des Schutzstatus der Vögel zu sorgen, zudem muss eine Bejagung mög-

lich sein. Gesetze sollen angepasst werden, so dass rechtskonforme Maßnahmen die Ver-

lagerung von Brutkolonien der Saatkrähe ermöglichen, die sich in Wohngebieten und Sied-

lungsnähe befinden. Deutschlandweit sind die Populationen der Saatkrähe regional stark 

angestiegen. Im gesamten Bundesgebiet ist im Jahr 2019 der Bestand auf über 200.000 

adulte Vögel geschätzt worden. Die Krähen fressen neben lebenden Bodenorganismen auch 

aufkeimende Saat, wodurch erhebliche Verluste im Pflanzenbau entstehen können. Schä-

den von mehreren tausend Euro pro Hektar Ackerfläche sind keine Seltenheit. 

 

Neben den zunehmenden Schäden in der Landwirtschaft und der Bedrohung der Arten-

vielfalt manifestieren sich auch Gefährdungen der Gesundheit und Lebensqualität für die 

städtische Bevölkerung. Der unkontrollierte und exponentielle Anstieg der Saatkrähenpo-

pulation hat zu einer Ausdehnung ihres ursprünglichen Lebensraums auf Wohngebiete ge-

führt. Ihre Brutkolonien auf Bäumen am Rande von oder in Wohnsiedlungen, die Über-

winterungsgesellschaften mit bis zu 1.000 Vögeln und die abendlichen Schwärme auf 



 
  

Schlafbäumen bedeuten eine intensive und anhaltende Lärmbelästigung. Gesundheitliche 

Schäden der Anwohner sind die Folge. 

 

In der aktuellen Roten Liste der Brutvögel Deutschlands wird die Saatkrähe als ungefährdet 

eingestuft. Gleichzeitig gehört die Saatkrähe in Deutschland als europäische Vogelart aber 

immer noch zu den besonders geschützten Tierarten. Dieser Schutzstatus ist unverhältnis-

mäßig und muss angepasst werden. 

 

Der Bundestag überwies den Antrag am Donnerstagnachmittag ohne Aussprache an den 

Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft.                                      

  Zurück zur Übersicht 

 

 

2. Sonstige Tagesordnungspunkte 

Bericht der Bundesregierung zum Stand der Bemühungen um Rüstungskontrolle, Abrüs-

tung und Nichtverbreitung sowie über die Entwicklung der Streitkräftepotenziale für das 

Jahr 2022 (Jahresabrüstungsbericht 2022). Die Bundesregierung stellt den Jahresabrüs-

tungsbericht 2022 vor, der am 26. April 2023 im Kabinett beschlossen wurde. Der Bericht 

folgt den etablierten Mustern vorheriger Jahresabrüstungsberichte – obgleich 2022 kein 

normales Jahr war. Auch hier bleibt die Zeitenwende leider aus. 

Bitten und Beschwerden an den Deutschen Bundestag. Die Tätigkeit des Petitionsaus-

schusses des Deutschen Bundestages im Jahr 2022. Wir diskutieren den Tätigkeitsbericht 

des Petitionsausschusses für das Jahr 2022. Im Berichtsjahr stieg die Zahl der neu einge-

gangen Petitionen um 13,5 Prozent auf 13.242 und erreichte damit das Niveau vor dem 

Wahlperiodenwechsel. Etwa jede dritte Zuschrift wurde über das Online-Petitionsportal 

eingereicht. Es ist mit 4,6 Millionen Nutzerinnen und Nutzern das erfolgreichste Inter-

netangebot des Deutschen Bundestages. Persönliche Einzelanliegen stellten mit 70 Prozent 

wieder den größten Teil der Neueingaben dar. Daneben wurden 13 Petentinnen und Pe-

tenten, deren Eingaben das Quorum von 50.000 Mitzeichnungen erreicht haben, in öffent-

lichen Sitzungen unter Anwesenheit der Bundesregierung persönlich angehört. Hier ging 

es inhaltlich unter anderem um ME/CFS-Erkrankte, die Fortführung des Bundespro-

gramms „Sprach-Kitas: Weil Sprache der Schlüssel zur Welt ist“, eine bessere medizini-

sche Versorgung bei Lipödem-Erkrankung, den Völkermord an den Jesiden oder den Wei-

terbetrieb der deutschen Kernkraftwerke („Stuttgarter Erklärung“). Thematisch fielen die 

meisten Petitionen – wenn auch stark rückläufig - in den Zuständigkeitsbereich des Ge-

sundheitsministeriums (16 Prozent), gefolgt von den Ministerien für Arbeit und Soziales 

(10,5) und Justiz (10 Prozent). Die geografische Verteilung nach Herkunft der Einsender 

ergibt unverändert an der Spitze das bevölkerungsreichste Bundesland, Nordrhein-West-

falen, gefolgt von Bayern. Umgerechnet auf pro eine Million Einwohner entfallende Einga-

ben steht abermals Berlin an der Spitze. Abschließend behandelt wurden 11.265 Eingaben, 

wobei auch 2022 wieder Überhänge aus dem Vorjahr dabei waren. 



 
  

In dieser Woche befassen wir uns mit der Verlängerung zweier Mandate für Bundesweh-

reinsätze im Ausland: Der Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte 

an der „United Nations Interim Force in Lebanon“ (UNIFIL). Das Mandat wird weitgehend 

unverändert verlängert. Außerdem befassen wir uns mit der Deutschen Beteiligung an der 

Mission EUFOR ALTHEA. Operation ALTHEA ist seit 2004 der militärische Teil der EU-

Mission in Bosnien-Herzegowina und Nachfolgemission der NATO-Missionen IFOR und 

SFOR. Deutschland war seit 2012 nicht mehr beteiligt und ist erst 2022 zu einer Beteiligung 

zurückgekehrt. Die tiefgreifende innenpolitische Krise in Bosnien und Herzegowina erhöht 

das Risiko für Spannungen zwischen den verschiedenen Bevölkerungsgruppen. Ange-

sichts der jüngsten Eskalation der Gewalt im Norden des Kosovo nehmen die Sorgen erneut 

zu, dass die Russische Föderation auch auf dem westlichen Balkan und in Bosnien und 

Herzegowina destabilisierend wirkt. Deshalb ist die Fortsetzung der Beteiligung an der EU-

Sicherheitsoperation EUFOR ALTHEA ein wichtiges politisches Signal für unser fortge-

setztes Engagement in Bosnien und Herzegowina. Das Mandat mit einer unveränderten 

Obergrenze von 50 Soldatinnen und Soldaten soll bis 30. Juni 2024 verlängert werden. 

In abschließender zweiter und dritter Lesung befassen wir uns mit dem Entwurf der Bun-

desregierung für ein Gesetz zur Überarbeitung des Sanktionenrechts – Ersatzfreiheits-

strafe, Strafzumessung, Auflagen und Weisungen sowie Unterbringung in einer Entzie-

hungsanstalt. Der Gesetzentwurf befasst sich mit „Sanktionen“ im Sinne des Strafrechts 

und dient der Umsetzung von Vereinbarungen des Ampel-Koalitionsvertrages. Um Reso-

zialisierung, Prävention und Schutz vor Diskriminierungen zu stärken, sollen der Umfang 

an zu verbüßenden Ersatzfreiheitsstrafen reduziert werden; auf das Geschlecht oder die 

sexuelle Orientierung des Opfers bezogene „Hassmotive“ (insb. Frauenfeindlichkeit) straf-

schärfend berücksichtigt werden; die Möglichkeiten, bei Bewährungsaussetzungen und 

vorläufigen Einstellungsentscheidungen durch ambulante Maßnahmen spezialpräventiv 

auf Straftäter einzuwirken, verbessert werden und das Maßregelrecht, insb. die Unterbrin-

gung in einer Entziehungsanstalt, überarbeitet und von sachwidrigen Fehlanreizen befreit 

werden. 

                                                                                                                                     Zurück zur Übersicht 

 

 

 

 

 

 

 

 



 
  

 

 

 

 

 

 

 
      

 

 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bürgersprechstunde im August 
 

 

Soest 

Gebe ich noch bekannt 

 CDU-Kreisgeschäftsstelle, Bahnhofstraße 2, 59494 Soest 

 

Lippstadt 

Donnerstag, 24. August, um 16-18 Uhr 

CDU-Bürgerbüro, Brüderstraße 4, 59555 Lippstadt 

 

 

Ich möchte mich für Sie einsetzen und freue mich auf  

Ihren Anruf oder Ihren Besuch 

 

02923 – 980 80 50 

___________ 
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